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E n t wu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Universitätsgesetz 2002 und das Hochschul-
Qualitätssicherungsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. XXX/2013, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Z 5 wird nach dem Wort „Berufszugänge“ folgende Wortfolge eingefügt: “, insbesondere für das 
Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen“. 

2. In § 3 Z 5 wird nach dem Wort „Universitäten“ folgende Wortfolge eingefügt: „und von Pädagoginnen 
und Pädagogen“. 

3. Dem § 13 Abs. 2 Z 1 wird folgende lit. n angefügt: 

 „n) in Bezug auf Studien für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an 
elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen: Grundlage der Leistungsvereinbarung ist bei 
neu eingerichteten Studien eine positive Stellungnahme des Qualitätssicherungsrates für 
Pädagoginnen- und Pädagogenbildung.“ 

4. Dem § 51 Abs. 2 wird folgende Z 30 angefügt: 

 „30. Induktionslehrveranstaltungen sind Lehrveranstaltungen, die den Absolventinnen und 
Absolventen von Lehramtsstudien während ihrer Berufseinstiegsphase an einer österreichischen 
Schule zur wissenschaftlichen Begleitung und Reflexion der Praxis im jeweiligen pädagogisch 
praktischen Berufsfeld dienen.“ 

5. Dem § 54 Abs. 3 wird angefügt: 

„Der Arbeitsaufwand für Masterstudien hat mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte zu betragen, wenn 
das gemäß § 64 Abs. 5 zu Grunde liegende Bachelorstudium 240 ECTS-Anrechnungspunkte betragen hat. 
Für das Bachelorstudium für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen 
Bildungseinrichtungen beträgt der Arbeitsaufwand 240 ECTS-Anrechnungspunkte und es ist kein 
Gutachten zur Beschäftigungsfähigkeit zu erstellen. Masterstudien zur Erlangung eines Lehramtes im 
Bereich Sekundarstufe (Allgemeinbildung) haben mindestens 90 ECTS-Anrechnungspunkte zu 
umfassen.“ 

6. § 54 Abs. 5 erster Satz lautet: 

„Curricula und deren Änderungen sind vor der Beschlussfassung dem Rektorat, Curricula theologischer 
Studien auch den zuständigen kirchlichen Stellen sowie Curricula zu Studien für das Lehramt an Schulen 
bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen dem Qualitätssicherungsrat für 
Pädagoginnen- und Pädagogenbildung zur Stellungnahme zuzuleiten.“ 

7. Dem § 54 Abs. 6 werden folgende Abs. 6a, 6b und 6c angefügt: 

„(6a) Für Absolventinnen und Absolventen eines Lehramtsstudiums können von den Universitäten 
Induktionslehrveranstaltungen angeboten werden. 
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(6b) Das Rektorat einer Universität ist berechtigt, allgemeinbildenden oder berufsbildenden höheren 
Schulen, die mit ihnen bei der Durchführung von Praxisveranstaltungen für Studierende der Bachelor- 
und Master-Lehramtsstudien kooperieren, die Bezeichnung „Kooperationsschule“ mit dem Zusatz der 
jeweiligen Universität zu verleihen. 

(6c) Angebote von Bachelor- und Masterstudien zur Erlangung eines Lehramtes für Volksschulen, 
Sonderschulen, Polytechnische Schulen, Hauptschulen, Neue Mittelschule oder für den Bereich der 
Berufsbildung können nur in Form eines mit einer (oder mehreren) Pädagogischen Hochschulen 
gemeinsam eingerichteten Studiums angeboten und geführt werden.“ 

8. § 63 Abs. 1 Z 6 erhält die Ziffernbezeichnung“7“ und die neue Z 6 lautet: 

 „6. die Eignung für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen 
Bildungseinrichtungen;“ 

9. Dem § 63 wird folgender Abs. 12 angefügt: 

„(12) Das Aufnahme- bzw. Auswahlverfahren für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an 
elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen hat insbesondere folgende Vorgaben zu berücksichtigen: 

 1. Überprüfung der für die Ausbildungserfordernisse für das Lehramt an Schulen bzw. 
Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen entsprechenden 
leistungsbezogenen und pädagogischen Kriterien (gemäß des Qualifikationsprofils für 
Pädagoginnen und Pädagogen); 

 2. Berücksichtigung der wissenschaftlichen Kriterien für Eignungsverfahren; 

 3. rechtzeitige Zurverfügungstellung des Prüfungsstoffes auf der Homepage der Universität; bei 
Aufnahmeverfahren vor der Zulassung spätestens sechs Monate vor dem Prüfungstermin, bei 
Auswahlverfahren nach der Zulassung spätestens zu Beginn des betreffenden Semesters.“ 

Artikel II 

Das Hochschul-Qualitätssicherungsgesetz, BGBl. I Nr. 74/2011 wird wie folgt geändert: 

1. In § 22 Abs. 2 Z 5 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 angefügt: 

 „6. Strukturen und Verfahren der Qualitätssicherung für das Lehramt an Schulen bzw. 
Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen insbesondere zur Prüfung 
der wissenschaftlichen und professionsorientierten Voraussetzungen für die 
Leistungserbringung.“ 

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem 7. Abschnitt Folgendes eingefügt: 

„7a. Abschnitt 

Qualitätssicherungsrat für Pädagoginnen- und Pädagogenbildung 

§ 30a.“ 

3. Nach § 30 wird folgender Abschnitt 7a eingefügt: 

„7a. Abschnitt 

Qualitätssicherungsrat für Pädagoginnen- und Pädagogenbildung 

§ 30a. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung hat im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur 
einen Qualitätssicherungsrat für Pädagoginnen- und Pädagogenbildung zur qualitäts- und 
bedarfsorientierten, wissenschaftlichen Begleitung der Entwicklung der Lehramtsstudien einzurichten. 
Dieser hat folgende Aufgaben: 

 1. Beobachtung und Analyse der Entwicklung der Pädagoginnen- und Pädagogenbildung in 
Österreich unter Bedachtnahme auf europäische und internationale Entwicklungen sowie 
Erarbeitung von Vorschlägen zu deren Weiterentwicklung, 

 2. Beratung der Bundesministerinnen und der Bundesminister sowie der hochschulischen 
Bildungseinrichtungen in Angelegenheiten der Qualitätssicherung und Bedarfsfragen, 

 3. Studienangebotsspezifische Prüfung der wissenschaftlichen und professionsorientierten 
Voraussetzungen für die Leistungserbringung von Pädagogischen Hochschulen allenfalls unter 
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Hinzuziehung einer dafür international anerkannten unabhängigen Hochschul-
Qualitätssicherungseinrichtung (z.B. Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria, 
Centrum für Hochschulentwicklung Gütersloh, Institut für Forschungsinformation und 
Qualitätssicherung Berlin), 

 4. Stellungnahme im Rahmen der Curricula-Begutachtungsverfahren zu den Curricula der 
Lehramtsstudien hinsichtlich der Umsetzung der berufsrechtlichen Vorgaben (insbesondere des 
Kompetenzkatalogs, des Qualifikationsprofils, die entsprechende Berücksichtigung von im 
Schulorganisationsgesetz 1962 in der jeweils gültigen Fassung genannten Aufgaben der 
Schularten und der Anstellungserfordernisse), sowie 

 5. jährliche Veröffentlichung eines Berichts über den aktuellen Stand der Pädagoginnen- und 
Pädagogenbildung in Österreich. 

(2) Der Qualitätssicherungsrat besteht aus sechs, auf fünf Jahre bestellten Mitgliedern, die als 
Expertinnen und Experten aus dem Bereich des nationalen bzw. internationalen Hochschulwesens über 
die für die Aufgaben des Qualitätssicherungsrates wesentlichen Kenntnisse, insbesondere auch des 
österreichischen Schulsystems, verfügen. Eine Wiederbestellung ist möglich. Der Rat soll zur Hälfte aus 
Frauen und Männern bestehen. Mindestens zwei Mitglieder müssen über eine einschlägige internationale 
Berufserfahrung verfügen. 

Diese sind: 

 1. drei von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung zu 
bestellende Mitglieder und 

 2. drei von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur zu 
bestellende Mitglieder. 

(3) Dem Qualitätssicherungsrat dürfen Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung, 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre, Mitglieder des Nationalrats, des Bundesrats, der Landtage und 
leitende Funktionärinnen und Funktionäre einer politischen Partei auf Bundes- oder Landesebene sowie 
Personen nicht angehören, die eine derartige Funktion in den letzten zwei Jahren ausgeübt haben. Ebenso 
ausgeschlossen sind Funktionärinnen und Funktionäre der hochschulischen Bildungseinrichtungen 
(Mitglieder der Universitäts- und Hochschulräte, Mitglieder der Rektorate sowie die Vorsitzenden der 
Senate oder Studienkommissionen) sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der für hochschulische 
Bildungseinrichtungen zuständigen Bundesministerien im aktiven Dienststand. 

(4) Die oder der Vorsitzende des Qualitätssicherungsrates sowie deren oder dessen Stellvertreterin 
oder Stellvertreter werden von den Mitgliedern mit einfacher Mehrheit aus dem Kreis der Mitglieder 
gewählt. Sollte es zu keiner Einigung kommen, werden diese Positionen von der Bundesministerin oder 
dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder 
dem Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur bestellt. 

(5) Die in § 30a Abs. 1 genannten Aufgaben sind von den Qualitätssicherungsratsmitgliedern 
laufend wahrzunehmen, wobei Arbeitsteilung sowie die Beauftragung externer Begutachtungen im Sinn 
des § 30a Abs. 1 Z 3 möglich ist. Der Qualitätssicherungsrat hat mindestens viermal jährlich zu 
Beschlussfassungen zusammenzutreten. Die Inhalte jeder Sitzung sind in einem Protokoll 
zusammenzufassen. Die Beschlüsse, Stellungnahmen und Empfehlungen des Qualitätssicherungsrates 
sind zu veröffentlichen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich und die darin besprochenen Themen 
vertraulich zu behandeln. 

(6) Der Qualitätssicherungsrat trifft seine Entscheidungen im Abstimmungsweg. Eine Entscheidung 
des Qualitätssicherungsrates kommt nur zustande, wenn mindestens vier Mitglieder für einen Antrag 
gestimmt haben. Die Entscheidungen des Qualitätssicherungsrates sind der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Unterricht, Kunst und Kultur zu übermitteln und zu veröffentlichen. Die näheren Bestimmungen zur 
Geschäftsführung legt der Qualitätssicherungsrat in seiner Geschäftsordnung fest und erstellt eine 
Mehrjahresplanung, die der Genehmigung der Bundesministerin oder des Bundesministers für 
Wissenschaft und Forschung und der Bundesministerin oder des Bundesministers für Unterricht, Kunst 
und Kultur bedürfen. Die Geschäftsordnung ist zu veröffentlichen. Der Qualitätssicherungsrat wird in 
seiner Geschäftsführung durch eine Geschäftsstelle unterstützt. Der Personal- und Sachaufwand wird vom 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung sowie vom Bundesministerium für Unterricht, Kunst 
und Kultur je zur Hälfte getragen. 

(7) Die Mitglieder des Qualitätssicherungsrates sind in Ausübung ihrer Funktion unabhängig und an 
keine Weisungen gebunden.“ 
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4. § 38 Z 2 erhält die Ziffernbezeichnung “3“ und die neue Z 2 lautet: 

 „2. hinsichtlich des § 30a die Bundesministerin oder der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung und die Bundesministerin oder der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur;“ 
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